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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 
Kleine Anfrage wie folgt: 

 
1. Wann hat die Senatsverwaltung für Justiz die BIM 

GmbH mit der Prüfung der Gerichtsstandorte unter dem 
Aspekt der Wirtschaftlichkeit beauftragt ? 

 
Zu 1.: Einen solchen Prüfungsauftrag gibt es nicht. 
 
 
2. Inwieweit ist der Personalrat in die Überlegungen 

der Justizverwaltung eingebunden worden ? 
 
Zu 2.: entfällt, siehe Frage 1. 
 
 
3. Trifft es zu, dass allein der Mietvertrag „Kirch-

straße“ für das Verwaltungsgericht bis 2013 läuft, für den 
bis dahin 32.400.000 Euro Mietkosten anfallen werden, 
und wie wirkt sich dies ggf. auf die Wirtschaftlichkeits-
betrachtung aus ? 

 
Zu 3.: Für den Mietzeitraum April 2008 bis Dezember 

2013 werden Mietkosten für das Objekt „Kirchstraße“ 
(Verwaltungsgericht, Amtsgericht Tiergarten, Staats-
anwaltschaft Berlin, Amtsanwaltschaft) in Höhe von 
31.037.725,59 Euro entstehen. Auf das Ver-
waltungsgericht entfällt hierbei ein Betrag von 
11.491.187,55 Euro. Bei der Beurteilung, ob künftige 
Zahlungen wirtschaftlich sind, sind neben deren Höhe 
weitere Faktoren zu betrachten, die Gegenstand der 
gegenwärtigen Untersuchungen der Senatsverwaltung für 
Justiz sind.  

 
 
4. Welche Wirtschaftlichkeitsberechnungen (unter 

Darlegung dieser Berechnungen) waren Basis für die 
Entscheidung, die Gerichte umziehen zu lassen, und wann 
werden sich nach Auffassung der Senatsverwaltung für 
Justiz die Umzüge amortisieren ? 

 
 

Zu 4.: Die in der Frage unterstellte Entscheidung gibt 
es nicht. Die Senatsverwaltung für Justiz befindet sich 
derzeit in der Analysephase, in der eine Reihe von Daten 
erhoben werden, die der künftigen Entscheidungsfindung 
dienen sollen. Die Frage nach einer Amortisierung kann 
bereits von daher nicht beantwortet werden. 
 
 
Berlin, den 19. März 2008 
 

 
In Vertretung 

 
Hasso Lieber 

Senatsverwaltung für Justiz 
 
 
(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 04. April 2008) 


